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Dieter Rucht

DIE BÜRGERINITIATIVBEWEGUNG -  ENTWICKLUNGSDYNAMIK, POLI­
TISCH-IDEOLOGISCHES SPEKTRUM UND BEDEUTUNG FÜR DIE POLITI­
SCHE KULTUR*

0. EINLEITUNG

Angesichts der neuen Protestbewegungen in westlichen Industriegesell­
schaften zeigt sich derzeit eine Ratlosigkeit in mehrfacher Hinsicht. Dies 
ist einmal die Irritation von Politikern, Verwaltungsbeamten und politischen 
Publizisten. Sie verweisen auf die eigenartige Kluft zwischen Stabilität der 
Institutionen, hoher Wahlbeteiligung, überragender Stellung etablierter 
Parteien, materieUer Wohlfahrt usw. einerseits und die Breite und Radika­
lität einer gleichsam "unbegründeten" Protestbewegung andererseits. Es ist 
zweitens die Ratlosigkeit eines großen Teils der politischen Linken, derzeit 
unschlüssig oder uneinig, ob sie auf den weitgehend ohne ihre Hilfe ge­
starteten Zug aufspringen soll, ob und wie sie die eingeschlagene Richtung 
beeinflussen kann -  und die nicht zuletzt deshalb "Große Ratschläge"1 
veranstaltet. Es ist drittens die Ratlosigkeit von Sozialwissenschaftlem, 
welche unter dem Eindruck der Heterogenität dieser neuen Bewegungen zu 
einer abwartenden Haltung neigen, zumal duale Kategoriensysteme wie 
rechts/links, romantisch/realistisch oder systemimmanent/systemüberwin­
dend nicht mehr so recht greifen wollen. Schließlich offenbart sich die Un­
sicherheit eines guten Teil der Protestbewegungen in bezug auf die eigene 
Standortbestimmung und die einzusehlagenden Strategien.

Stark generalisierende Analysen der "neuen" bzw. "neopopulistisehen" Pro­
testpotentiale interpretieren diese zumeist auf dem Hintergrund eines Wert­
wandels von materialistischen zu postmaterialistischen Orientierungen (im 
Anschluß an INGLEHART 1977), eines "Unbehagens in der Modernität" 
(vgl. BERGER/BERGER/KELLNER 1975) oder eines epochalen Wechsels vom 
"Verteilungsparadigma" zum "Paradigma der Lebensweise" (vgl. RASCHKE 
1980). Hier wäre zumindest zu fragen, ob derartige Deutungsversuche 
nicht eine durchaus fruchtbare Perspektive überstrapazieren und zudem

* Dieser Aufsatz -  in einigen Passagen überarbeitet, in anderen stärker 
auf den Kontext des Sammelbandes ausgerichtet -  erschien zuerst unter 
dem Titel "Die Bürgerinitiativbewegung als Teil einer intermediären poli­
tischen Kultur" im Journal für Sozialwissenschaften (Wien), Heft 4/1981.
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die spezifischen Entstehungsbedingungen und Inhalte der verschiedenen 
Protestpotentiale vorschnell ausblenden. Die Interpretationen, die auf der 
Ebene der neokorporatistischen Politikformulierung und den damit verbun­
denen Mafginalisierungstendenzen (vgl. MARIN 1980; HEINZE 1981) oder 
des Systems der Konkurrenzparteien (vgl. OFFE 1980) ansetzen, bilden 
einen ergänzenden Erklärungsfaktor, zumal sie -  im Gegensatz zu den oben 
angedeuteten Analysen -  eine Antwort auf die Frage geben können, warum 
dieser Protest die spezifische Form einer s o z i a l e n  B e w e ­
g u n g  annimmt.

Die folgenden Überlegungen haben durchaus die allgemeine Perspektive des 
Wertwandels bzw. Paradigmenwechsels im Auge, setzen jedoch bei der rela­
tiv überschaubaren Bürgerinitiativbewegung als einem politisch relevanten 
Teil der neuen Protestpotentiale an. Hierbei sollen folgende Fragen auf ge­
griffen werden:

1. Gibt es eine Entwicklungsdynamik der Bürgerinitiativbewegung im Sin­
ne eines (kumulativen) politischen Lernprozesses?

2. Wo steht diese Bewegung derzeit nach ihrem politischen Anspruch und 
Selbstverständnis?

3. Welche Rolle spielt die Bürgerinitiativbewegung im Rahmen eines sich 
abzeichnenden Wertwandels bzw. eines Gegensatzes zweier politischer Kul­
turen?

4. Erfüllt die Bürgerinitiativbewegung -  zum Teil wider ihren eigenen 
Anspruch -  eine affirmative und adaptive Funktion im Rahmen bestehender 
ökonomischer und politischer Verhältnisse?

Aus der einleitenden Einschätzung der derzeitigen Situation wird deutlich, 
daß diese Überlegungen einen explorativen, zuweilen spekulativen Charak­
ter tragen. Darin ist zugleich das praktische Interesse, das theoretische 
"Wagnis" wie auch die Offenheit gegenüber kritischen Einwänden angelegt. 1

1. DIE ENTWICKLUNGSDYNAMIK DER BORGERINITIATIVBEWEGUNG IN 
DER BUNDESREPUBLIK

Die bisherige Entwicklung von Bürgerinitiativen (BI) läßt sich als eine Fol­
ge von drei Phasen rekonstruieren. Mit dieser analytischen Typisierung 
sollen lediglich Trends auf gezeigt werden. Unverkennbar sind einzelne BI 
sowohl zeitlich als auch inhaltlich von diesem Schema abgewichen.

a) Ende der 60er Jahre fanden BI in der Bundesrepublik als eine p o -
2l i t i s e h e  Kraft erste Aufmerksamkeit. Kennzeichnend für diese Jah-



-  59 -

re war das Auftreten von BI als "Ein-Punkt-Aktionen", d .h . die Konzen­
tration auf einen konkreten und lokalisierbaren Mißstand im Reproduktions­
bereich, auf eine Lücke staatsinterventionistischer Tätigkeit oder auf eine 
mißliebige oder existenzbedrohende Planungsmaßnahme. Dieser punktuellen 
Betroffenheit bzw. Politikwahmehmung entsprach das weitgehend unver­
bundene Nebeneinander der BI. Mißstände galten vielfach als Restposten 
einer restaurativen und konservativen Nachkriegsära oder als Betriebsun­
fälle einer neuen Politik, die innere Reformen und Demokratisierung ver­
sprach, die politische Planung entdeckte und erwartete Produktivitätszu­
wächse bereits im voraus verteilte.

Allenfalls auf der relativ überschaubaren Ebene der Kommunen war einzel­
nen BI deutlichen geworden, daß die "Unwirtlichkeit unserer Städte" 
(MITSCHERLICH) systematisch erzeugt war, also strukturelle Ursachen 
hatte, die weniger auf die Kurzsichtigkeit von Planern und Politikern, son­
dern vielmehr auf die Dominanz von Kapitalverwertungsinteressen zurück­
geführt werden konnten. Deshalb kritisieren diese BI die Rolle von Privat­
eigentum und Bodenrecht, aber auch die Formen von Partizipation, die ge­
rade auf die Vermeidung einer materiellen Interessenwahmehmung der Be­
troffenen angelegt waren (z .B . Bürgerforen, Berzirksausschüsse). Insge­
samt gesehen bewegte sich das bürgerschaftliche Engagement dennoch in­
nerhalb des gegebenen Rahmens. Es war im wesentlichen eine Politik der 
A k t i v i e r u n g .  Entsprechend begrüßten auch Vertreter der Par­
teien die BI als "Belebung" oder "Ergänzung" des parlamentarischen Sy­
stems.

b) Die Verbreiterung und Verknüpfung des Themenspektrums und die 
organisatorische Konsolidierung und Verflechtung der BI sind Charakteri­
stika einer zweiten Phase, die etwa ab 1973 angesetzt werden kann.

Die globalen "Grenzen des Wachstums" waren einer breiten Öffentlichkeit 
ins Bewußtsein gerückt worden, der Begriff "Lebensqualität" gewann an 
Bedeutung, die sog. Ölkrise vom Herbst 1973 offenbarte die ökonomischen 
Abhängigkeiten, die Rezession ab 1974 zerstörte schließlich die Wachstums­
hoffnungen, die noch den Orientierungsrahmen '85 der SPD geprägt hat­
ten. Ohnehin war bereits klar geworden, daß qualitative Reformen sowie 
kohärente und langfristige Gesamtplanungen im Gegeneinander von Fach­
ressorts, im Geflecht föderalistischer Vetopositionen und schließlich im Ge­
folge einer gesamtpolitischen Gegenreform steckengeblieben waren. Die Re­
gierungspolitik wechselte nahezu bruchlos von der Reformeuphorie zu
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Pragmatismus und Krisenmanagement, wie es die Ablösung von Willy Brandt 
durch Helmut Schmidt sinnfällig verkörperte.

In dieser Phase der Ernüchterung waren BI weitgehend auf ihre eigene 
Kraft verwiesen. Die wachsende Einsicht in die inneren Problemzusammen­
hänge, die Unglaubwürdigkeit einer bloßen Sankt-Florians-Politik und die 
relative Aussichtslosigkeit isolierter Protestaktionen begünstigten eine en­
gere Kooperation von BI und führten zu regionalen und bundesweiten Zu­
sammenschlüssen.

Die Auseinandersetzungen um das geplante Atomkraftwerk in Wyhl im Jahr 
1975 hatten eine Signalwirkung (vgl. RUCHT 1980). Die Bauplatzbesetzung 
bedeutete eine neue Eskalationsstufe des Konflikts; lokale Verankerung und 
soziale Zusammensetzung der Protestierenden erschwerten deren Diffamie­
rung; die Parole "kein Atomkraftwerk in Whyl und anderswo" signalisierte 
die bewußte Abkehr vom Sankt-Florians-Prinzip; die enge Kooperation der 
regionalen Gruppen -  auch über die französische und schweizerische Gren­
ze hinweg -  war Ausdruck eines übergreifenden Problembewußtseins. 
Schließlich hatte das Thema Atomkraft eine focusierende Wirkung für die 
Kritiker des Wachstumsdogmas, der zentralistischen Großtechnik, der per­
sonellen Verflechtung von politischen und ökonomischen Eliten, der einsei­
tigen Instrumentalisierung von Wissenschaft und Technik, der systemati­
schen Verdrängung von industriellen und technologischen Folgelasten und 
der Neigung zu repressiven anstelle von diskursiven Formen der Konflikt­
lösung.

Erst in dieser zweiten Phase kann von einer Bürgerinitiativ b e w e - 
g u n  g (vgl. MAYER-TASCH 1976; RAMMSTEDT 1980) gesprochen wer­
den. Diese Etappe der F o r m i e r u n g  sollte allerdings nicht auf die 
Anti-Atomkraft-Initiativen und deren spektakuläre Aktionen in Wyhl, Brok­
dorf, Grohnde und Gorleben reduziert werden. Die Masse der Bl verteilte 
sich auf die verschiedensten Problemfelder und agierte dort eher unauffäl­
lig. Dennoch begriff sich wohl die Mehrzahl der Gruppen als Teil einer ba­
sis-demokratisch und ökologisch orientierten Gesamtbewegung. Im Unter­
schied zur Studentenbewegung liegt hier allerdings der Akzent nicht auf 
kapitalismuskritischen, sondern auf anti-industriellen und anti-modernisti­
schen Positionen.

c) Diese expansive Phase erreichte etwa 1977 ihren vorläufigen End­
punkt, 1976/77 hatten sich zunehmend Gegenkräfte formiert, unter denen 
vor allem die Gewerkschaften eine herausragende Rolle spielten (vgl. HAL­

LERBACH 1978; MEZ/WILKE 1977), zumal sie von seiten der BI nicht ein­
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fach einem politischen Feindbild zugesehlagen werden konnten. Während 
sich in der Wachstumsdebatte und in der Frage der Atomenergie die Fron­
ten verhärteten und die Argumente auf beiden Seiten stereotypisierten,
suchten die SPD und FDP die parteiinternen Auseinandersetzungen durch3
vage Kompromiß formein zu überbrücken.

Direkte Konfrontationen vor Ort, vor allem an den Bauplätzen von Atom­
kraftwerken, hatten sich angesichts eines paramilitärisch gerüsteten Poli­
zeiapparats zunehmen als problematisch erwiesen. Nach den blutigen Kon­
flikten in Brokdorf und Grohnde begann die Öffentlichkeit zwischen fried­
liebenden Bürgern und militanten Chaoten zu sortieren, zumal eine Reihe
von kommunistischen Gruppen die BI als neue Massenbewegung entdeckt

4und teilweise unterwandert hatte.

Die BI-Bewegung mußte ihren Standort überdenken und sich auf program­
matische Wie strategische Alternativen besinnen. Hierzu gehörten zum einen 
die Verlagerung von der unmittelbaren Konfrontation auf geregelte Verfah­
ren (Gerichte, Hearings, Mobilisierung von Gegenexperten) sowie der Ver­
such, mit ökologisch und basisorientierten Parteien bzw. Listen in den 
Parlamenten Fuß zu fassen. Andere Gruppierungen konzentrierten sich in 
bewußter Abkehr von diesem verfahrensförmig kanalisierten Protest auf die 
vorwiegend in den USA entwickelten Formen des "zivilen Ungehorsams" und 
der "gewaltfreien Aktion". Unter Berufung auf eine höherrangige Legiti­
mität ("Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur Pflicht") stützten 
sich diese BI auf "disruptive" Widerstandsformen (vgl. SPECHT 1973) dicht 
vor oder jenseits der Schwelle zur Illegalität. Drittens suchten BI kon­
struktive Alternativen und Modelle zu entwickeln und sich an deren tech­
nische wie politische Durchsetzung zu machen (regenerierbare Energien, 
biologischer Landbau, alternative Verkehrskonzepte, erneuernde Stadtsa- 
nierung usw .). Schließlich begannen Teile der genannten und auch neu 
hinzutretende Gruppen ihre eigene Lebenspraxis radikal zu ändern, d .h . 
abstrakte Orientierungen hier und jetzt umzusetzen ("neuer Lebensstil") 
und "alternative" Formen der Produktion und Reproduktion in überschau­
baren Solidargemeinschaften zu erproben.

Diese Entwicklungen hatten eine durchaus ambivalente Wirkung. Einerseits 
förderten sie interne Polarisierungstendenzen der BI-Bewegung (z .B . 
durch die Auseinandersetzungen über den Sinn und Zweck einer Wahlbe­
teiligung von "Grünen" und "Bunten"). Andererseits erhöhten sie, vor al­
lem dank der Gegenexperten, die sachliche und personelle Glaubwürdigkeit 
von BI, so daß einzelne ihrer Forderungen zu Bestandteilen der offiziellen,
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wenn auch oft nur rhetorisch zu verstehenden Programmatik von Regierun­
gen und etablierten Parteien erklärt wurden.

Die angedeuteten Entwicklungsstufen sollen noch einmal zusammengefaßt 
und auf die ihnen immanenten kollektiven Lernprozesse bezogen werden:

Schema 1: Entwicklungsphasen der BI-Bewegung:

Phase BI-Bewegung vorherrschende Reaktionen 
bei Regierungen und Parteien

1968-73 thematische Begrenzung 
(Ein-Punkt-Aktion) und 
organisatorische Verein­
zelung
"Politik der Aktivierung"

integrative Strategien (Be­
lebung und Ergänzung der 
Parteiendemokratie)

1973-77 thematische Erweiterung, 
organisatorische Verflech­
tung, Abkehr vom St.Flo- , 
riansprinzip, Radikalisie­
rung des Protests
"Politik der Formierung"

Verunsicherung,
Strategien der Spaltung (Um­
armung einerseits und Abgren­
zung andererseits)

ab 1977 Suche nach Alternativen:
-  verfahrensgeregelter 

Protest (v .a . grüne 
Parteien und Listen)

-  ziviler Ungehorsam
-  wissenschaftlich- 

technische Gegenent­
würfe

-  neuer Lebensstil
"Politik in erster Person"

Mobilisierung von Gegenkräf­
ten, Übernahme von Teilforde­
rungen, vorübergehende Ver­
unsicherung durch parlamenta­
rische Konkurrenz 
Vorwurf des Partikularismus, 
und Utopismus

Im Verlauf dieser Phasen hatten die BI jeweils auf spezifische Herausforde­
rungen zu reagieren. Die Antworten lassen sich als politische Lernprozesse 
interpretieren, die sich als aggregierte Erfahrungen niederschlugen, neu 
hinzukommenden Gruppen vermittelt wurden und in entsprechende Hand­
lungsstrategien mündeten.

Das folgende Schema illustriert diesen Zusammenhang:
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Schema 2: Lernprozesse von Bürgerinitiativen 2

Zeit Erfahrung Strategie

1968
relative Wirkungslosigkeit 
isolierter Aktionen, 
Borniertheit der Sankt- 
Florians-Strategie, 
Zusammenhang der Einzelpro­
bleme

Ein-Punkt-Aktionen

1973
Kooperation und Koordination,

Breitenwirkung des Protests wissenschaftliche Fundierung 
der Kritik,

Stärke der formierten 
Gegenkräfte

öffentlichkeitswirksame und 
spektakuläre Aktionen

1977
Problematik militanter Ak­
tionen
Teilerfolge und Pyrrhussiege 
interne Polarisierung

Suche nach Alternativen:
-  Ausweitung legalistischer 

Protestformen, Parlamenta­
risierung des Protests,

-  ziviler Ungehorsam,
-  wissenschaftlich-technische 

Gegenentwürfe,
-  neuer Lebensstil

1980/81 Stagnation strategische Unsicherheit

2. DAS POLITISCH IDEOLOGISCHE SPEKTRUM UND SELBSTVERSTÄND­
NIS DER BURGERINITIATIVBEWEGUNG

Der einleitende Hinweis, große Teile der BI seien gegenwärtig ratlos, be­
deutet keineswegs, daß diese Gruppen ihre Arbeit niedergelegt hätten. Er 
bezieht sich darauf, daß bisher weder militante noch verfahrensgeregelte 
Protestformen die erhoffte Wirkung zeitigten und derzeit verbindliche und 
erfolgversprechende Strategien kaum in Aussicht stehen. Vielmehr ist die 
gegenwärtige Situation eher von Richtungskämpfen, Grundsatzdebatten und 
Ideologisierungstendenzen geprägt (vgl. RAMMSTEDT 1980). Nach jahrelan­
gen Auseinandersetzungen und politischen Erfahrungen befindet sich die 
Bürgerinitiativbewegung in einer inneren wie äußeren Patt-Situation. Der 
tiefere Grund für diese Lage ist -  neben externen Faktoren -  das in sich 
widersprüchliche politische Spektrum, aus dem sich die BI-Bewegung zu­
sammensetzt. Diese Gegensätze konnten solange latent gehalten werden, wie
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sich die BI-Bewegung als N e g a t i v k o a l i t i o n  (gegen die 
Wachstumsideologie, gegen den Parteienstaat, gegen die Atomprogramme 
usw.) definierte, Profilierungsversuche einzelner Strömungen unterblieben 
und ein relativ einheitlicher Erfahrungshorizont auch zu gemeinsamen 
Schlüssen führen konnte. Die mehrgleisigen und auf unterschiedliche Po­
tentiale zielenden Strategien der Gegner von BI führten jedoch zu einer 
Freilegung der latenten Gegensätze und schafften somit zusätzliche Ansatz­
punkte für eine Kritik, die bereits den Tatbestand der Heterogenität zum 
Vorwurf erhob. Somit wuchs im Lager der BI das Bedürfnis nach einer 
ideologischen Rechtfertigung und Vereinheitlichung.

Geht man zunächst von dem herkömmlichen Rechts-Links-Kontinuum aus, 
das sowohl in der empirischen Wahl- und Parteienforschung breite Aner­
kennung findet als auch im Alltagsbewußtsein verankert ist, so lassen sich 
folgende politisch-ideologischen Strömungen innerhalb der BI-Bewegung 
analytisch unterscheiden:

A )  k o n  s e  r v  a t i v e  und/oder n a t u r r o m a n t i s c h e  
(z .B . Weltbund zum Schutze des Lebens), die in ihren Extremen bis 
hin zu einer völkischen Natur- und Boden-Ideologie neigen und tradi- 
tionalistisehe und/oder anti-kapitalistische Momente einschließen kön­
nen;

B) " ö k o l o g i s t i s c h e " ,  die ökologische Prinzipien in den Rang 
kategorischer Imperative erheben, dem Menschen eine Rolle im Kreis­
lauf der Natur zuweisen und die Kritik am großindustriell-bürokrati­
schen Zentralismus -  jenseits von Kapitalismus und Sozialismus -  in 
den Mittelpunkt stellen (z .B . Anthroposophen, "Achberger Kreis", 
"Aktion Dritter Weg");

C) "r e f  o r m i s t i s c h e " , die unter weitgehender Bejahung der 
ökonomischen und politischen Grundstrukturen für eine stärkere Be­
rücksichtigung ökologischer und/oder partizipatorischer Forderungen 
eintreten; meist gespeist aus liberalen, aufklärerischen und humanisti­
schen Ideen und gestützt durch kirchliche, sozialdemokratische und 
"bildungsbürgerliche" Kreise;

D) d e m o k r a t i s c  h -  s o z i a 1 i s t i s c h e (häufig reprä­
sentiert in Friedensinitiativeh, Dritte-Welt-Gruppen, Eltern-Initiativen, 
Berufsverbotinitiativen;

E )  a n t i - k a p i t a l i s f i s c h - s p o n t a n e i s t i s c h e ,  
die sich überwiegend aus Kreisen der Neuen Linken und dem subkul­
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turellen Milieu rekrutieren und

F) o r t h o d o x - k o m m u n i s t i s c h e ,  die sich vor allem aus 
versprengten Resten kommunistischer Gruppen und Sekten zusammen­
setzen.

Die Tatsache, daß sich alle diese Strömungen zu Negativkoalitionen bündeln 
können und -  jeweils zu Teilen -  phasenweise in der Partei der "Grünen" 
zusammenfanden, relativiert die Aussagekraft des Rechts-Links-Kontinuums 
(vgl. dazu auch GUGGENBERGER 1980, S. 35 ff ) .
Neue Werthaltungen (Anti-Modernismus, Anti-Konsumerismus, Hedonismus, 
Partizipation) liegen teilweise quer dazu, obgleich sie wiederum keinen ein­
deutigen gemeinsamen Nenner für die genannten Strömungen zu bilden ver­
mögen. So kann z.B . der im sub- und gegenkulturellen Milieu vertretene 
Hedonismus durchaus mit den asketischen Tendenzen konkurrieren, wie sie 
etwa in den "ökofaschistischen" Tendenzen "rechter" wie "linker" Prove­
nienz anklingen. Insgesamt ergibt sich also ein sehr komplexes Bild, das 
nur durch eine mehrdimensionale Analyse skizziert werden könnte.

Die aus mehreren Elementen zusammengesetzten Wertaggregate wie Anti-Mo- 
dernismus oder Postmaterialismus sind m.E. zu vielschichtig, um als ein­
deutige Kriterien an die neuen Protestpotentiale im allgemeinen und die BI- 
Bewegung im besonderen angelegt werden zu können. Sie würden wesent­
liche Differenzierungen verwischen. Deshalb soll hier exemplarisch die en­
gere Dimension partizipatorisch/autoritär herausgegriffen werden. Der Par­
tizipationsgedanke ist insofern von Interesse, weil er einerseits ein Be­
standteil des Postmaterialismuskonzepts von Inglehart bildet, zum anderen 
auch ein wesentliches Element der Identität und Selbststilisierung von BI 
darstellt. Könnte man auf den ersten Augenschein erwarten, daß BI in ih­
rer Gesamtheit als partizipatorisch orientierte Gruppen einzustufen wären, 
so zeigt doch eine nähere Betrachtung signifikante Abweichungen. So be­
fürworten teilweise "rechte" Gruppierungen explizit autoritative oder auto­
ritäre Strukturen. Auf der anderen Seite sind es auch Teile der kommu­
nistischen Kräfte, die mit der Anerkennung von Kaderprinzipien und der 
Praktizierung einer bis zur Selbstverleugnung reichenden Organisations­
disziplin ihre Affinität zu autoritären Verhaltensweisen offenbaren. Aus der 
Verknüpfung des auch für BI noch durchaus relevanten Rechts-Links-: 5
Schemas mit der Dimension autoritär/partizipatorisch ergibt sich folgende 
Verortung:
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Schema 3: Einordnung politisch-ideologischer Strömungen der
Bürgerinitiativen

autoritär

Gruppe F T Gruppe A

Gruppe B

links

Gruppe C

Gruppe D

Gruppe E

rechts

\l/
partizipatorisch

Bereits diese vereinfachende Skizze vermag einen Hinweis auf das innere 
Konfliktpotential der BI-Bewegung geben. Dieses entzündet sich allerdings 
weniger am Streit um abstrakte Prinzipien, sondern vielmehr an prakti­
schen, insbesondere strategischen Fragen: der Legalität oder Militanz von 
Aktionen, der Einschätzung parlamentarischer Wege, des Verhältnisses zu 
Sozialdemokratie und Gewerkschaften, der Verknüpfung von ökologischen 
und anti-kapitalistischen Positionen usw.

Die BI-Bewegung setzt sich aus widersprüchlichen, vielleicht auf lange 
Sicht: unvereinbaren Kräften zusammen. Sie weist sektiererische, utopisch­
naive, reaktionäre und revolutionäre Schlagseiten auf. Obwohl sie in ihrer 
Gesamtheit eher der politischen Linken zugerechnet werden kann, finden 
darin durchaus konservative Kräfte und Topoi ihren Platz. Ziele, wie die 
Erhaltung der Natur, die Förderung von Selbstverantwortung und Eigen­
initiative und die Betonung des Subsidiaritätsprinzips haben durchaus be­
wahrende, "wertkonservative" Aspekte. Auch die Aufwertung des Begriffs 
Heimat oder die Diskussion der Frage der nationalen Einheit im Lager der 
"Neuen Linken" und der Alternativbewegung deutet auf die Verschiebung 
von Frontstellungen. Die Behauptung von Sebastian Haffner, die Grund­
stimmung in den BI sei nicht revolutionär, nicht einmal evolutionär, son­
dern schlicht konservativ (vgl. 1974, S. 15), zeugt allerdings weder von 
einer Kenntnis des Gegenstandes noch von einem Gespür für Differenzie­
rungen. Hier hilft auch Epplers Unterscheidung von Struktur- und Wert­
konservatismus nur ein Stück weiter.
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Bislang erwiesen sich nach der Zahl ihrer Anhänger wie auch in den an­
stehenden Saehfragen die Gruppen B und C als dominierend und konnten, 
wenn auch unter zunehmenden Schwierigkeiten, das Bild der BI in der Öf­
fentlichkeit bestimmen. Bei den Anti-Atomkraft-Initiativen, zuletzt auch bei 
den Konflikten um die geplante Startbahn West des Frankfurter Flugha­
fens, ergibt sich allerdings eine veränderte Gewichtung. Hier spielen auch 
die unter D und E genannten Gruppierungen eine bedeutende Rolle und 
markieren zunehmend eine interne Konfliktlinie.

Die ökologistisch und reformistisch orientierten BI sind zu einem guten Teil 
organisatorisch wie programmatisch durch den Bundesverband Bürgerinitia­
tiven Umweltschutz (BBU) vertreten, der 1972 mit Sitz in Karlsruhe ge­
gründet wurde. Dessen Position soll hier nur in knappen Strichen Umrissen 
werden:

-  Der BBU ist ein lockerer Zusammenschluß unabhängiger BI und versteht 
sich als überparteiliche, außerparlamentarische, basisorientierte und ge­
waltfreie Organisation.

-  Er zielte im Laufe seines Bestehens auf die Verknüpfung einzelner The­
men und erweiterte damit den Begriff Umweltschutz. So suchte er nach 
der anfänglichen Konzentration auf die Energiefrage auch die Felder 
Chemie/Landwirtsehaft/Ernährung, Verkehr und Antimilitarismus/Abrü­
stung zu integrieren.

-  Er beschreitet im wesentlichen konventionelle Verfahrenswege (Presse­
arbeit , Gerichtsverfahren, Unterschriftensammlungen), öffnet sich je­
doch zunehmend auch für Aktionen zivilen Ungehorsams (z.B . Stromteil­
zahlungsboykott).

-  Er pendelt politisch relativ theorie- und orientierungslos zwischen re­
formistischen und ökologistischen Bestrebungen und weist deshalb pro-

g
grammatische Widersprüche und Inkonsistenzen auf.

-  Die überwiegend konventionelle Ausrichtung des BBU machte ihn zu ei­
nem anerkannten Verhandlungspartner bei Parteien, Ministerialverwal- 
tungen und Verbänden.

-  Er sieht sich aufgrund seiner lobbyistischen Tendenzen einer wachsen­
den Kritik seiner Basisinitiativen ausgesetzt und sucht dem durch eine
verbale Radikalisierung sowie durch innerorganisatorische Veränderun- 

7gen zu begegnen.
-  Trotz einer weitgehenden inhaltlichen Übereinstimmung mit den "Grün- 

Bunten" verhielt sich der BBU gegenüber dem parlamentarischen Enga­
gement insgesamt skeptisch, obgleich schon die Parteimitgliedschaft ver-
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schiedener Repräsentanten des BBU hier eine gewisse Ambivalenz offen­
bart und zumindest die Vermutung nahelegt, daß hier -  zumindest sub­
jektiv -  eine Art Doppelstrategie verfolgt wird.

Parallel zu den wachsenden Widersprächen innerhalb des Verbandes (vgl. 
RUCHT 1982 a, S. 43 f . ) verschärfte sich auch der Gegensatz zwischen 
BBU und den ihm nahestehenden Gruppen einerseits und den spontaneisti­
schen und autonomistischen Initiativen, so daß man bereits von zwei "Kul­
turen" im Rahmen der BI-Bewegung sprechen kann.

Dieser Aspekt soll im folgenden mit einem theoretischen Konzept verknüpft 
und zugleich in einen allgemeineren Zusammenhang gestellt werden. Hierfür

g
scheint mir das Theorem der intermediären Kultur einen geeigneten Aus­
gangspunkt zu bieten.

3. DIE BURGERINITIATIVBEWEGUNG ALS TEIL EINER INTERMEDIÄREN 
KULTUR

Gesellschaften an der Schwelle von der industriellen zur postindustriellen 
Phase sind durch das Neben- und Gegeneinander von dualistischen Wert­
orientierungen und politischen Optionen gekennzeichnet. In Abgrenzung zu 
einer dominanten, durch den traditionellen Fortschrittsimperativ und "mate­
rialistische" Werthaltungen geprägten etablierten Kultur entfaltet sich eine 
neue "postmaterialistische" Kultur. Deren soziale Träger entstammen vor­
wiegend den Mittelschichten, insbesondere aus dem Humandienstleistungs­
bereich. Jüngere Entwicklungen legen die Vermutung nahe, daß postmate- 
riälistisehe Werte teilweise im sub- und gegenkulturellen Milieu übernom­
men, radikalisiert und mit einer ausgeprägten anti-staatlichen bzw. anti­
institutionellen Komponente verknüpft werden. Die derzeit wohl radikalste 
Negation der etablierten Kultur artikulieren die freiwilligen und unfreiwil­
ligen jugendlichen Aussteiger wie Punks und no future-Gruppen. Hinter 
den meist aggressiven und provokativen Handlungsweisen und Parolen 
("Nieder mit dem Packeis!") stehen durchaus verbindliche Werte, die sich 
abstrakt mit Elementen des Postmaterialismus-Konzepts (z.B . Selbstver­
wirklichung) decken können. Allerdings scheinen die konkreten Lebensent­
würfe kaum mehr mit denen der "klassischen" Repräsentanten postmateriali­
stischer Orientierungen zu konvergieren.
Somit bleibt nur der disparate Befund einer sich entwickelnden und in sich 
differenzierten Gegenkultur, die sich vorerst nur negativ, in ihrer konse­
quenten Ablehnung der etablierten politischen Kultur samt ihrer bürokra­
tisch-zentralistischen Institutionen, auf einen vagen gemeinsamen Nenner
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bringen läßt. In diesem Sinne ist, wenn auch mit länderspezifischen Ak­
zenten, von einer counter culture (THEODORE ROSZAK), einer "zweiten 
Gesellschaft" (ALBERTO ASOR ROSA), einer "zweiten Kultur" (PETER 
GLOTZ) oder einer "Gegengesellschaft" (WALTER HOLLSTEIN) die Rede.

Hier wird die These verfochten, daß die BI-Bewegung in ihrer großen 
Mehrheit nicht eindeutig einer der beiden politischen Kulturen zugeschla­
gen werden kann. Sie reicht vielmehr in ihrem sozialen Spektrum wie in 
den zum Ausdruck kommenden politischen Orientierungen und Werthaltun­
gen an beide Pole heran, verdichtet sich allerdings in der Mitte und erfüllt 
demnach -  mit anderen sozialen Bewegungen und Gruppen -  die Funktion 
einer i n t e r m e d i ä r e n  K u l t u r .  Hierunter soll ein poli­
tisch-soziales Milieu verstanden werden, das in einer Phase der Polarisie­
rung zweier Kulturen neue, zunächst von einer Avantgarde vertretene 
Werte und Ziele in eine sozial relevante Sphäre vermittelt und modifiziert, 
zugleich aber auch zur Erosion der alten Werte beiträgt. Somit hat diese 
Kultur sowohl eine transformierende als auch eine integrative Funktion, 
indem sie den Gegensatz antagonistischer Werte und Politikkonzepte ab­
schwächt. Diese Funktionen kann sie nur erfüllen, wenn sie

a) eine gesellschaftlich relevante Trägerschaft aufweist,

b ) , nach beiden Seiten offen bleibt und einen ständigen Diffusionsprozeß 
ermöglicht und

c) einen relativ stabilen Kern bewahrt, so daß der integrative Sog von 
seiten der alten und neuen Kultur diese intermediäre Kultur nicht vor Zer­
reißproben stellt.

Die Position von Individuen innerhalb der intermediären Kultur ist auf eine 
zweifache Weise vorstellbar. Zum einen können sie auf einer gedachten 
Skala zwischen extremen Wertgegensätzen einen Rang derart einnehmen, 
daß personale und soziale Identität weitgehend zur Deckung gebracht wer­
den und sie gleichsam von einer "festen" Position aus agieren können. Dies 
kann z. B. für einen Justizbeamten in einem Skalenbereich, für einen frei­
en Künstler im anderen Skalenbereich gelten. Deneben existieren jedoch 
Individuen, deren Rollenanforderungen in unterschiedlichen sozialen Kon­
texten weit auseinanderfallen und situationsspezifisch der alten o d e r  
der neuen Kultur zugeordnet sind. Dies mag z.B. für einen Lehrer gelten, 
der sich in seiner Freizeit an einem Alternativprojekt beteiligt. Gerade die­
se Personen erfahren die Diskrepanz unterschiedlicher Wertbezüge, sind 
besonderen Identitätskonflikten ausgesetzt und gehen deshalb wohl auch
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bevorzugt auf die Angebote des "Psyehomarktes" ein. Andererseits sind 
vor allem diese Personen die "Grenzgänger" oder, in einer Formulierung 
von Rolf Sehwendter, die "Drehpunktpersonen" (1978, S. 62) zwischen den 
Kulturen und vermögen in besonderer Weise intermediäre Funktionen wahr­
zunehmen. Untersuchungen über die soziale Zusammensetzung von BI las­
sen darauf schließen, daß dieser Personenkreis dort klar überrepräsentiert 
ist. Die für den politischen und sozialen Wandel strategisch wichtige Posi­
tion der Grenzgänger ergibt sich daraus, daß diese einerseits im Rahmen 
der etablierten Institutionen ihren Platz und ihre Wirkungsmöglichkeiten 
besitzen und somit der Diffamierung und Stigmatisierung als Randgruppe, 
Laien, Chaoten, Schmarotzer usw. entgehen. Andererseits sind sie am Auf­
bau gegenkultureller Projekte und Institutionen beteiligt, leisten finanzielle 
Unterstützung, bringen ihren Sachverstand ein und werden zunehmend von 
gegenkulturellen Wertmustem affiziert. Für die Grenzgänger erweist sich 
also weder das Etikett des "Etablierten" noch das des "Aussteigers" als 
angemessen.

Unter Berücksichtigung dieses Aspektes, aber auch mit Blick auf die (po­
tentiell) konsensfähigen Gruppierungen im Mittelbereich des aufgezeigten 
Spektrums, lassen sich große Teile der BI-Bewegung als eine intermediäre 
Kultur interpretieren. Bezieht man die bereits genannten Voraussetzungen 
für das Theorem der intermediären Kultur auf diese Bewegung, so stellt 
sich die Frage nach der sozialen Relevanz der Trägergruppen, der Durch­
lässigkeit der Randzonen zur etablierten Kultur und zur Gegenkultur und 
schließlich der Kohärenz des politisch-ideologischen Kerns.

Die erste Voraussetzung kann -  im Unterschied etwa zur Studentenbewe­
gung -  als erfüllt gelten. Hierfür spricht die Zahl der Mitglieder von BI, 
aber, auch die Oberrepräsentation von bereits im Beruf tätigen Mittel­
schichtsangehörigen (v .a . als "Sinnvermittler") sowie deren sozialer Status 
und politischer Einfluß. Dagegen fallen die weiteren Antworten schwerer. 
Das oben ausgefächerte Spektrum läßt jedoch erahnen, daß auch die zweite 
Bedingung weitgehend eingelöst ist. Auf der einen Seite ist durch die 
Gruppen A, B und C, auf der anderen Seite durch die Gruppen D, E und 
F eine Affinität zur etablierten Kultur bzw. zur Gegenkultur gegeben.
Auf die dritte, weitaus problematischere Voraussetzung soll etwas ausführ­
licher eingegangen werden. Der Kern der BI-Bewegung kann in reformisti­
schen und ökologistischen Strömungen gesehen werden. Hier zeigen sich 
allerdings Desintegrationstendenzen. Die zentripedalen Kräfte des Kernbe­
reichs scheinen sich abzuschwächen, so daß dieser durch die Sogwirkung
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der Randzonen auseinandergezogen wird. Die soll am Beispiel der Anti- 
Atomkraftinitiativen und ergänzend an Hand der Konflikte um Hausbeset- 
zungen/Wohnungsfragen und der Streits um die Startbahn West des Frank­
furter Flughafens angedeutet werden.

Im Vergleich zu wichtigen Teilen der BI-Bewegung (z .B . in den Sektoren 
Verkehr, allgemeiner Umweltschutz, Soziales) ist bei den Anti-Atomkraft- 
Initiativen eine stärkere Verankerung im gegenkulturellen Milieu zu ver­
zeichnen. Durch das relativ große Gewicht spontaneistischer Gruppen hat 
sich der Kern nach links verschoben. Somit läßt sich der Reflex zweier 
konträrer politischer Kulturen in besonderer Weise nachzeichnen.

Seit wenigen Jahren schälen sich immer klarer zwei relevante Gruppierun­
gen heraus, die die interne Auseinandersetzung bestimmen. Dies ist einmal 
die Fraktion, die eine ökologistische, reformistische und gewaltfreie Posi­
tion bezieht. Sie wird organisatorisch weitgehend durch den BBU, die 
Bürgeraktiön Küste (BAK), die BI im Kaiserstühler Raum, die Gruppen 
der "Gewaltfreien Aktion" und durch überregional bedeutsame BI wie die 
von Lüchow-Dannenberg (Gorleben) verkörpert. Auf der anderen Seite 
stehen die "Autonomen", charakterisiert durch einen ausgeprägten anti­
staatlichen und anti-institutionellen Affekt, eine anti-kapitalistische Stoß­
richtung, die Neigung zu symbolisch-expressiven Politikformen und zu mili­
tanten Aktionen. Diese Richtung wird u.a. verkörpert durch große Teile 
der "Bürgerinitiative Umweltschutz Unterelbe" (BUU), den Hamburger "Ar­
beitskreis politische Ökologie", den "Göttinger Arbeitskreis gegen Atomen­
ergie" sowie zahlreiche kleinere Initiativen, welche überwiegend aus den 
Großstädten kommen.

Beide Fraktionen differieren nicht nur hinsichtlich ihrer sozialen Rekrutie­
rung, Organisations- und Aktionsformen und Politikwahmehmung, sondern 
auch hinsichtlich ihrer alltäglichen Interaktionen. Die Bilder eines BBU- 
Kongresses und eines von den Autonomen dominierten "Bundestreffens" der 
AKW-Gegner unterscheiden sich in frappierender Weise. Mag sich ein BBU- 
Treffen noch im Vergleich zu eifern Treffen einer der großen Parteien 
chaotisch oder auch basisnah ausmachen, so wirkt es doch in Relation zu 
einem Bundestreffen der AKW-Gegner wie ein etwas lebhafterer Parteitag, 
letztlich strukturiert durch Tagesordnung Geschäftsordnung und auch Vor­
absprachen. Debattieren die im BBU vertretenen Gruppen immer wieder 
über Sinn und Nutzen des parlamentarischen Engagements, so ist dies für 
die "Autonomen" längst kein Thema mehr, sieht man einmal von den eher 
lokalbezogenen Bunten bzw. Alternativen Listen ab.
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Bisher vermochte die objektive Bedeutung der Atomfrage -  und nicht zu­
letzt die symbolische Funktion dieser Auseinandersetzung -  diesen latenten 
Gegensatz beider Fraktionen zu überbrücken. Zudem ist es die (teils vor­
handene) institutioneile Einbindung dieser beiden Strömungen im Rahmen 
e i n e r  örtlichen Initiative, die noch immer zur Vermittlung konfligie- 
render Positionen beiträgt und bisher den Kern der BI-Bewegung Zusam­
menhalten konnte.

Ein analoges Bild bietet sich bei den Konflikten um die "Instandbesetzun­
gen" und um die geplante Startbahn West. Seit Jahren hatten die städti­
schen Mieterinitiativen wie auch die örtliche Bürgerinitiative in Mörfelden- 
Walldorf ihr Anliegen in moderater und "legalistischer" Form relativ erfolg­
los vertreten. Erst der Eintritt von aktionistischen und militanten Grup­
pierungen führte zu einer spektakulären Ausweitung der Auseinanderset­
zung, gleich ob es sich bei den Trägern um Punk- und no future-Grup- 
pen, Angehörige der Sponti- und Alternativszene oder Radikalökologen 
handelte, welche die politische Legitimitätsfrage an die Beachtung ökologi­
scher Prinzipien koppelten.

Mit der Verbreiterung der kritischen Front wurde jedoch zugleich eine 
mehr oder weniger manifeste i n t e r n e  Konfliktlinie eingezögen. Diese 
Gegensätze innerhalb des Lagers der Protest gruppen beruhen nicht allein 
auf taktischen und inhaltlichen Fragen des Widerstandes gegen das Atom­
programm, die Wohnungspolitik oder ein Flughafenprojekt. Vielmehr ist die­
ser Konflikt fundamentaler. Er wird durch unterschiedliche Wertbezüge, 
Politikperzeptionen Und Lebensentwürfe bestimmt. Im Unterschied zu gemä­
ßigten Strömungen lehnen autonome Gruppierungen parlamentarisch-reprä­
sentative Strukturen weitgehend ab. Sie sind in ihren persönlichen Verhal­
tensweisen wie auch in ihren politischen Aktionen hedonistischer orientiert. 
Sie verstehen sich als integraler Bestandteil einer politischen G e g e n -  
k u l  t u r , als eine Fundamentalopposition, die das Vertrauen in die re- 
formerische Kraft politischer Institutionen verloren hat und den Staat in 
erster Linie als ein Instrument politischer Repression interpretiert. Diese 
unverkennbaren Unterschiede beider Lager (anders gesehen: die sich in 
Protestbewegungen abzeichnende Inkompatibilität von zwei Kulturen) för­
dern eine duale Fraktionierung, die andere Kontroversen überlagert, rela­
tiviert und bis in vermeintliche Detailfragen (z .B . die Formulierung von 
Aufrufen und Parolen, Modalitäten bei der Vorbereitung von Demonstratio­
nen) durchschlägt.
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Generell scheinen sich diese konträren Wertmuster und Politikperzeptionen 
immer mehr zu profilieren und voneinander zu entfernen. Letzteres zeigt 
sich m.E. vor allem an der Welle von Jugendunruhen und Hausbesetzun­
gen. Hierbei stützten sich viele der Beteiligten mehr auf die Aktionsformen 
der BI und wollten auch den Begriff des "Bürgers" nicht mehr für sich 
reklamieren. Diese Protestformen sind eher von einer Strategie der "Spaß- 
guerüla" bestimmt, deren Motive allerdings nicht mit Hedonismus, sondern 
mit Verbitterung und Aggression zu umschreiben sind.

übernimmt man das Konzept der intermediären Kultur und seine Anwen­
dung auf die BI-Bewegung, so erhält man einige Kriterien für die Ein­
schätzung dieser Bewegung, die über die Analyse von Selbstdarstellungen, 
spektakulären Einzelkonflikten und quantitativen Erhebungen zur Mitglie­
derstruktur, Werthaltung usw. hinausweisen. Dieser Schritt in Verbindung 
mit einer differenzierten Sichtweise des politischen Spektrums ermöglicht 
auch einen kritischen Maßstab gegenüber vorschnellen Verdikten wie "neo­
romantisch" oder "systemkonform". Die bisherigen Befunde zeigten, daß 
die intermediäre Funktion, die die BI-Bewegung einzunehmen in der Lage 
war, dadurch unterminiert wird, daß sich die Frontstellungen zwischen 
etablierter Kultur und Gegenkultur zunehmend in die Bewegung hinein 
verlängern und gerade die gemeinsamen Voraussetzungen und Lernprozesse 
abzuschneiden drohen, die eine Grundlage für den Aufschwung dieser Be­
wegung bildeten.

4. ZUR EINSCHÄTZUNG DER BÜRGERINITIATIVBEWEGUNG

Im folgenden wird (a) auf die Rolle von BI im Rahmen konkreter Konflikte 
mit der politischen Administration, (b) auf ihre Bedeutung als eine außer­
parlamentarische Kraft und (c ) ihr Verhältnis zu anderen Protestbewegun­
gen eingegangen. Abschließend soll auf einige forschungsstrategische Ge­
sichtspunkte verwiesen werden.

(a) Bei lokal begrenzten Konflikten zeigte sich bislang, daß die Mißerfolgeg
von BI gegenüber Erfolgen bzw. Teilerfolgen eher überwiegen. Dennoch 
läßt die auf seiten der politischen Administration erkennbare Bevorzugung 
von anderen Partizipationsformen wie Planungszellen, Bürgerforen, Plä- 
nungsbeiräten, Anwaltsplanung, Bezirksausschüssen usw. (vgl. RUCHT 
1982) und ihre gleichzeitig feststellbare Distanz gegenüber BI den Rück­
schluß zu, daß BI
-  im Einzelfall einen ernstzunehmenden Kontrahenten für die Verwaltung 

darstellen können und
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-  nicht generell unter "integrative" Partizipationsformen einzureihen sind.

Dies wird auch dann deutlich, wenn man sich die strukturellen Ausgangs­
positionen von BI und politischer Verwaltung vor Augen führt. Diese las­
sen keinen Schluß auf den konkreten Konfliktverlauf zu, zeigen aber doch, 
daß BI auch eine Reihe von prinzipiellen Vorteilen auf ihrer Seite haben, 
die sich unter für sie günstigen Bedingungen als ausschlaggebend erweisen 
können.

Schema 4: Ausgangspositionen von Bürgerinitiativen und politischer
Verwaltung

Position Bürgerinitiativen politische Verwaltung

Handlungsmotiv Betroffenheit Zuständigkeit

Rechtfertigung Vermutung der Legi­
timität

Vermutung der Lega­
lität

Handlungsmuster ungeregelt
autonom
unkonventionell
laienhaft
spontan

geregelt
hierarchisch
konventionell
professionell
dauerhaft

sachliche Ressourcen 
personale Ressourcen

relativ begrenzt 
relativ unbegrenzt

relativ unbegrenzt 
relativ begrenzt

Statusvorteil
Statusnachteil

Bürgerbonus
Privatheit, 
Partikularismus

Amtsbonus
Bürokratismus

In der Regel sind es BI, die in konkreten Auseinandersetzungen politische 
Planer in Argumentations- und Legitimationsnöte bringen und hierbei -  will 
man demoskopischen Ergebnissen folgen -  meist große Teile der Bevölke­
rung (allerdings passiv) hinter sich wissen.10 Diese Legitimationsnöte blei­
ben jedoch weitgehend folgenlos, solange die einzelnen Konfliktfälle isoliert 
behandelt und "abgearbeitet" werden können und sich bei der breiten Be­
völkerung lediglich ein diffuses und perspektivloses Unbehagen gegenüber 
der Staatsbürokratie oder den Parteien abzeichnet.
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Das Auftreten zahlreicher, von Kritikern als "Landplage" (F .A .Z . v . 7.9. 
1976) gescholtener BI hat die Programme in einzelnen Politikfeldern (z .B . 
Verkehr, Energie) unverkennbar beeinflußt und scheint insbesondere bei 
wachstumsorientierten Planern und Politikern einen Reflexionsprozeß in 
Gang gesetzt zu haben. Somit dürfte sich bereits die bloße Existenz von 
BI prohibitiv auf das Ausmaß und die inhaltliche Gestaltung künftiger Plä­
ne und Programme auswirken.

(b) Die Mehrheit der BI steht dem System parlamentarischer Interessen­
vertretung skeptisch, jedoch keineswegs ablehnend gegenüber (vgl. GUG- 
GENBERGER 1980). Bereits die Zahl der Personen, die zugleich Mitglieder 
einer BI u n d  einer Partei sind, dürfte nicht unerheblich sein, obgleich 
hierzu keine verläßlichen Daten, sondern nur indirekte Hinweise vorliegen. 
Die Anhänger dieser Position sehen in den Parteien eine unverzichtbare, 
zumindest eine nicht zu umgehende Form der politischen Interessenvertre­
tung.

Daneben steht allerdings eine Minorität, die sich bewußt -  häufig nach jah­
relanger aktiver Mitgliedschaft -  von den Parteien und dem System der 
parlamentarischen Repräsentation abgewandt hat. Gerade aus diesen Krei­
sen kommen auch die Kritiker der Partei der "Grünen", welcher sie trotz 
weitgehender inhaltlicher Übereinstimmung mit Zurückhaltung oder Ableh­
nung begegnen.11 Ausgehend von einer Dialektik von Form und Inhalt 
verweisen sie auf die Mechanismen der Stimmenmaximierung und Machter­
haltung, auf die sich hieraus ergebenden Zwänge, denen sich auch "alter­
native" Parteien entgegen ihres Anspruchs nicht entziehen könnten, sobald 
sie sich mit den etablierten Parteien messen müssen. Die spezifische Form 
der Partei, vor allem die Logik der Kanalisierung von Interessengegensät­
zen und die Logik des Mehrheitsprinzips schlage somit auf den Inhalt zu­
rück, führe zu einer Befriedung oppositioneller Standpunkte und nehme 
letztlich der politischen Intention des Protests die Spitze. Hinzu komme, 
daß die Annäherung an oder gar organisatorische Verflechtung von BI mit 
einer bestimmten Partei diejenigen Sympathisanten bzw. Mitglieder von BI 
desavouieren würde, die einer anderen Partei zuneigen. Schließlich wird 
auch auf die strukturelle Dominanz von Parteiapparaten, den Kräftever­
schleiß in aufwendigen Wahlkämpfen und den möglichen Rückfall in eine 
" Stellvertreterpolitik" verwiesen.

M.E. wurden diese Kritikpunkte innerhalb der Anti-AKW-Initiativen in 
schärferer Form und auf breiterer Basis als bei den BI in anderen Pro­
blemfeldern artikuliert. Es wird insbesondere von der Weiterentwicklung
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korporatistischer Strukturen und den Formen der Konfliktverarbeitung in 
den großen Parteien abhängen, ob anti-etatistische und außerparlamenta­
rische Protestpotentiale zunehmen. Dies ist somit nicht nur eine Frage der 
politischen Programmatik von Parteien, sondern auch der politischen 
F o r m e n ,  insbesondere der Behandlung von gesellschaftlichen und 
parteiinternen Minderheiten. Solange diese durch Verbalkompromisse, den 
Verweis auf "Sachzwänge", durch schlichtes überstimmen oder durch die 
Berufung auf ein übergeordnetes Gesamtinteresse neutralisiert werden kön­
nen, besteht auch die Wahrscheinlichkeit, daß außerparlamentarische Ini­
tiativen an Terrain und Brisanz gewinnen, fallweise oder auf Dauer diese 
außerparlamentarischen Protestbewegungen verstärken oder auch zu neuen 
Parteienkonstellationen führen (vgl. OFFE 1980).

(c) Das Verhältnis der BI-Bewegung zu anderen Protestpotentialen möchte 
ich nur kurz und in begrenzten Ausschnitten streifen, zumal ich die der­
zeitige Situation anderer Protestbewegungen kaum einzuschätzen vermag.

Große Teile der BI-Bewegung, insbesondere die Initiativen gegen Atomen­
ergie, sind integraler Bestandteil einer weiter gespannten Ö k o l o ­
g i e b e w e g u n g ,  die allerdings das Attribut "Bewegung" kaum ver- 

12dient , sondern sich eher durch die gemeinsame Anerkennung relativ dif­
fuser und interpretationsfähiger Topoi auszeichnet.

Konkreter ist die Öffnung der BI-Bewegung gegenüber der F r i e ­
d e n s b e w e g u n g  (und partiell gegenüber den Dritte-Welt-Grup-
pen). Diese Annäherung fand z.B . einen organisatorischen Niederschlag in

13der "Koordination Ökologie und Frieden" , in einer ersten Demonstration 
gegen die zivile u n d  militärische Nutzung der Atömenergie sowie der 
Friedensdemonstration im Oktober 1981 in Bonn als der bislang größten 
Protestkundgebung in der Geschichte der Bundesrepublik.

Ähnliches gilt auch für die F r a u e n b e w e g u n g .  Einerseits sind 
im Rahmen der Anti-AKW-Bewegung spezifische Fraueninitiativen entstan­
den, andererseits zeichnet sich auch im Rahmen der Frauenbewegung eine
wachsende Sensibilität für ökologische Themen ab und führte auch bereits

14zu mehreren gemeinsamen Aktionen.

Dagegen scheinen die radikalen (jugendlichen) Proteste in Verbindung mit 
H a u s b e s e t z u n g e n  und S t. a d t s a n  i e r u n g s -  
m a ß n a h m e n  an den BI sich vorbeizuentwickeln und sowohl hin­
sichtlich des "Stils" der Aktionen wie auch der Perzeption von Politik eine 
neue Qualität anzunehmen.
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Diese Tendenzen, aber auch der sehr spezifische Erfahrungsbereich der 
einzelnen (Teil-) Bewegungen und schließlich deren Verständnis von Auto­
nomie und Dezentralisation lassen allerdings vermuten, daß keine "Samm­
lungsbewegung aller Alternativen" ansteht. Die entscheidende Resultante 
all dieser Kräfte, die von Außenstehenden meist hilflos als heterogen, 
schillernd, chaotisch, bunt usw. beschrieben werden, muß wohl unterhalb 
der Ebene manifester Konflikte gesucht werden, denn "Institutionen kön­
nen" -  zumindest hier stimme ich mit Niklas Luhmann überein -  "das 
Schwinden eines faktischen Konsensus lange überdauern" (1970, S, 122).

5. FOLGERUNGEN

Abschließend soll auf einige Probleme des analytischen Zugriffs auf die 
neuen Protestbewegungen eingegangen werden.

a) Am Beispiel der Bl-Bewegung wurde zu zeigen versucht, daß selbst 
dieser Ausschnitt aus dem Spektrum der Protestbewegungen wiederum ein 
differenziertes Spektrum in sich birgt. Insofern halte ich es für riskant, 
diese Protestbewegungen lediglich an einzelnen programmatischen Aussagen 
oder an ihren (meist durch die etablierten Medien vermittelten) Erschei­
nungsformen zu messen.

b) Deshalb sind auch abstrakte Zuschreibungen wie "neoromantiseh", so 
sehr sie für Einzelphänomene zutreffen mögen, prinzipiell problematisch. 
Ich sehe zumindest zum gegenwärtigen Zeitpunkt in ihrer Verwendung eher 
einen Ausdruck selektiver Wahrnehmung und mangelnder empirischer, ins­
besondere hermeneutischer Anstrengung. Sofern eine derartige Charakte­
risierung jedoch einer funktionalistischen Gesellschaftsanalyse entspringt, 
welche die neuen Protestpotentiale lediglich als anomische, regressive 
Flucht- und Verweigerungstendenzen angesichts eines unaufhaltsamen Mo­
dernisierungsprozesses deutet, scheint mir in der Hypostasierung der "Un- 
ausweichliehkeit" und "Fortschrittlichkeit" der Modernisierung ein Moment 
zu liegen, das kaum weniger irrational ist als der Versuch, zu vorindustri­
ellen Vergesellschaftungsformen zurückzukehren. In welchen Bahnen das 
"Projekt der Moderne" (HABERMAS) voranzutreiben wäre, ist nicht nur 
eine Frage von Imperativen der Systemsteuerung, sondern auch des phy­
sischen und psychischen Wohlbefindens der Individuen und der langfristi­
gen Überlebensbedingungen der menschlichen Gattung.

c) Die zeitliche Dynamik dieser Bewegungen, vor allem die Rolle von Kon­
tinuitätsbrüchen und kollektiven politischen Erfahrungen, bleibt bei der
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Mehrzahl gängiger Studien und Urteile unberücksichtigt, obgleich sie für 
die Analyse dieser Bewegungen einen wichtigen Erklärungsfaktor bilden.

d) Die vorliegenden empirischen Untersuchungen zu Bl, auf die hier nicht 
eingegangen wurde, sind wenig aussagekräftig.15 Zum einen fehlt eine sy­
stematische Auswertung von Fallstudien, soweit hier überhaupt von Ver­
gleichbarkeit die Rede sein kann. Zum anderen sind die Ergebnisse von 
Befragungen meist trivial und/oder methodisch fragwürdig. Z.B. sind in 
allen mir bekannten Studien die stärker institutionalisierten BI stark über­
repräsentiert, weil diese über Verbände, Adressenlisten, formalisierte Kon­
takte usw. leichter zu erreichen sind und wohl einen höheren Anteil an 
den Rücklaufquoten der Fragebögen stellen.

e) Es fehlen Untersuchungen, die sich auf die "Tiefenstruktur" von BI 
beziehen. Hierunter fallen Fragen zum Verhältnis von formellen und infor­
mellen Strukturen, zu Wertorientierungen und Politikwahrnehmung, zur 
Rolle von BI als Sozialisationsagenturen usw.

f) Erst die theoretische wie empirische Untersuchung der Entwicklungs­
dynamik und der "Tiefenstruktur" würde auch die Fragen klären helfen, 
worin der Beitrag der BI im besonderen und der neuen sozialen Bewegun­
gen im allgemeinen zum Wertwandel besteht; ob diese Bewegungen einer 
einheitlichen Erklärungsperspektive unterworfen werden können und wo 
Differenzierungen angebracht erscheinen. Das Beispiel der Frauenbewegung 
zeigt m.E., daß die Bedeutung einer sozialen Bewegung nur unzureichend 
durch manifeste politische Konflikte erfaßt werden kann und die sozialwis­
senschaftliche Fixierung auf diesen Bereich eher den Blick auf langfristig 
bedeutsamere Wandlungen verstellt.

g) Eine Forschungsstrategie mit dem Ziel, den Zusammenhang von Protest­
bewegungen und Wertwandel aufzuklären, hätte sieh m.E. auf folgende 
Aufgaben zu konzentrieren:

-  die diachronische und vergleichende Analyse der relevanten Protestbe­
wegungen im Hinblick auf soziale Rekrutierung, Rolle als Sozialisations­
agentur, Einfluß auf Politikperzeption und Wertorientierungen;

-  die Analyse der Interaktionen an den Nahtstellen intermediärer Kultu­
ren sowie die Analyse der direkten Konfrontation von etablierter Kul­
tur und Gegenkultur auf dem Hintergrund des zunehmenden Problem­
überhangs großindustrieller bzw. spätkapitalistischer Vergesellschaf­
tung.
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ANMERKUNGEN

Für kritische und konstruktive Hinweise danke ich besonders Karl-Werner 
Brand, Bernd Marin und Wilfried Nelles.
1) "Großer Ratschlag -  Alternative Ökonomie" bzw. "Großer Ratschlag -  
Soziale Protestbewegungen und sozialistische Politik" lautete das Motto 
zweier Veranstaltungen des Sozialistischen Büros im Oktober 1978 in Ham­
burg und im Juni 1980 in Frankfurt.
2) Nach Theodor Ebert setzte sich der Begriff Bürgerinitiative "erst 
etwa 1969 durch, populär gemacht durch Journalisten, die davon berichte­
ten, daß diese Initiativen überall wie 'Pilze aus dem Boden sprießen'" 
(1977, S. 64). Zur Entstehungs-/Gründungszeit von Bürgerinitiativen 
vgl. Hegner 1980, S. 79.
3) Dies zeigte sich insbesondere bei den Bundesparteitagen der SPD 
und der FDP im Herbst 1977. Gemessen an den Beschlüssen und Anträgen 
der unteren Parteigliederungen hätte sieh sogar eine Mehrheit der SPD- 
Delegierten kritisch bzw. ablehnend zur Atomenergie stellen müssen. Die 
drohenden Konflikte konnten durch Kompromisse wie "für Kohle und 
Kernenergie" sowie durch das Junktim zwischen dem weiteren Ausbau der 
Atomenergie und der Sicherung der nuklearen Entsorgung überbrückt 
werden. Kritiker aus den Reihen der SPD brachten die Haltung ihrer Par­
tei ironisch auf den Begriff: "Mit Schmidt und Eppler für und gegen 
Kernenergie".
4) Besonders drastisch zeigte sich eine derartige Entwicklung in Ham­
burg. Mitglieder des Kommunistischen Bundes (KB) hatten nahezu alle, 
nach Stadtteilen gegliederten, Anti-Atom-Initiativen zu unterwandern ver­
mocht. Daraufhin kam es zu einer Spaltung des Koordinationsgremiums in 
ein "autonomes" und ein vom KB dominiertes Plenum.
5) Nach einer vom Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" in Auftrag gegebe­
nen Repräsentativerhebung stuften sich 60 % der Wählerschaft der "Grü­
nen" als politisch links, 25 % als politische Mitte und 11 % als rechtsste­
hend ein (Der Spiegel v . 7.12.1981, S. 85 f f ) .  Schon aus der Tatsache, 
daß dieses Ordnungsschema für die Selbsteinstufung akzeptiert wurde, 
läßt sich auf seine Orientierungsfunktion schließen. Bürgerinitiativen und 
grüne Wählerschaft sind zwar nicht identisch, doch dürfte der hier gezo­
gene Schluß prinzipiell auf die Initiativgruppen übertragbar sein.
6) Vgl. den vom BBU herausgegebenen "Forderungskatalog für ein Öko- 
Konzept in der BRD", abgedruckt in: Müller-Witt (H rsg.) 1980. Der Be­
griff der "ökologischen Wirtschaft", der hier der "heutigen Form der 
Marktwirtschaft" und auch der "zentralistischen Planwirtschaft" gegen­
übergestellt wird, bleibt völlig diffus. Insbesondere wird nicht geklärt, 
ob und in welchem Rahmen dem Markt auch künftig eine Steuerungsfunk­
tion zukommen soll.
7) Hierzu gehört u.a. der Aufbau und die Integration von Landesver­
bänden sowie die Einrichtung von fachspezifischen Arbeitskreisen, die die 
bislang dürftige Kommunikation zwischen den lokalen Initiativen unterein­
ander sowie zwischen diesen und dem Bundesvorstand intensivieren sol­
len.
8) Der Begriff "intermediäre Kultur" oder "Zwischenkultur" wurde von 
Theodor Ebert in die bundesrepublikanische Diskussion eingeführt und 
zum ersten Mal von Joseph Huber (vgl. 1980, S. 73 ff) in systematischer 
Form verwendet.
9) Die Ergebnisse einzelner Untersuchungen weichen stark voneinander 
ab. Nach einer Studie von Lange aus dem Jahr 1973 hatten 10 % der be­
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fragten Gruppen einen Erfolg, 56 % einen Teilerfolg und 23 % einen Mißer­
folg zu verzeichnen. Die entsprechenden Ergebnisse bei Andritzky/Wahl- 
Terlinden aus dem Jahr 1977 lauteten 12,1 % (Erfolg), 35,0 % (Teilerfolg) 
und 49,2 % (Mißerfolg). Vgl. die zusammenfassende Tabelle bei Rüdig 
(1980, S. 155). Dabei dürften die Angaben von Andritzky/Wahl-Terlinden 
sowohl wegen ihrer größeren Aktualität wie auch der größeren Anzahl der 
befragten Initiativen (331 gegenüber 96 bei LANGE) aussagekräftiger 
sein.
10) Laut verschiedenen Meinungsumfragen ist die Bereitschaft, in einer 
Bürgerinitiative mitzuarbeiten, etwa dreimal so groß wie die Motivation zur 
Parteimitgliedschaft (vgi. RUDIG 1980, S. 139). Weitere Erhebungen, de­
ren Ergebnisse allerdings je nach Zeitpunkt und Formulierung der Fragen 
variieren, ergaben eine insgesamt sehr positive Einschätzung von Bürger­
initiativen. Zudem finden Bürgerinitiativen auch eine wesentlich höhere 
Glaubwürdigkeit bei der Bevölkerung als ihre Kontrahenten in Politik, 
Verwaltung und Wirtschaft (vgl. ebd. S. 140).
11) Exemplarisch für diese Position ist eine Stellungnahme der Berliner 
Bürgerinitiative Westtangente e.V . zur Wahlbeteiligung. Dort heißt es 
u .a .: "Wir sehen die große Gefahr, daß durch Wahlbeteiligung die bereits 
entstandenen alternativen Formen politischen Handelns innerhalb der Bür­
gerinitiativen durch die Tendenz zu parteiähnlichen Strukturen und Ar­
beitsformen wieder zerstört werden. . . .  Wenn wir meinen, daß wir in die 
Parlamente müssen, um es dann 'besser zu machen', sprechen wir damit 
aus, daß es an den Parlamentariern liegt, nicht aber an deren Rollen in 
einem festgefahrenen System. Bürgerinitiativen sind nicht nur im Konflikt 
zum Parlamentarismus entstanden, sondern haben sich wegen der Erfolglo­
sigkeit parlamentarischer Wege von Anfang an deutlich im außerparlamen­
tarischen Bereich bewegt" (1979, S. 83).
12) Uwe Thaysen z.B. lehnt sogar für die Gesamtheit der Bürgerinitiati­
ven den Begriff "Bewegung" ab, da hierfür die "vorauszusetzende ideolo­
gische und strategische Homogenität für eine Vielzahl von Bürgerinitiati­
ven aus noch aufzuzeigenden Gründen nicht vorausgesetzt werden kann" 
( .978, S. 135, Anm. 6). Rammstedt, der sich ausführlich mit dem Begriff 
der "sozialen Bewegung" befaßt hat, macht allerdings gegen die Position 
von Thaysen gute Gründe geltend (vgl. 1980, S. 585 ff).
13) Dieses Koordinationsgremium wird im wesentlichen getragen vom Bun­
desverband Bürgerinitiativen Umweltschutz und der Deutschen Friedens- 
gesellschaft/Vereinigte Kriegsdienstgegner (DFG/VK).
14) Das Anliegen der Anti-AKW-Bewegung wird z.B . nachhaltig durch 
die Berliner Frauenzeitschrift "Courage" und durch eine Vielzahl von 
Frauengruppen unterstützt. Eine der ersten großen Aktionen war das 
Oster-Treffen 1980 von mehreren tausend Frauen in Gorleben.
15) Wolfgang Rüdig, der die bislang genaueste und vollständigste Sekun­
däranalyse der vorliegenden empirischen Erhebungen zu Bürgerinitiativen 
in der Bundesrepublik vor genommen hat, kommt zu dem lapidaren Fazit: 
"Empirische Studien, deren Ergebnisse Repräsentativität für das Gesafflt- 
phänoroen 'Bürgerinitiativen' in der Bundesrepublik Deutschland bean­
spruchen können, gibt es nicht" (1980, S. 174).
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